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TAG DER ARBEIT
Für gute Arbeit und ein soziales Europa

Der flächendeckende Mindestlohn ist ein Schritt in die richtige Richtung, aber lediglich ein Anfang

Landkreis. „Für gute Arbeit und
ein soziales Europa“: Treffender
könnte das diesjährige Motto des
DGB zum 1. Mai wohl kaum lau-
ten. Entgegen aller Jubelmeldun-
gen sind die südeuropäischen
Krisenländer nicht über den
Berg.

Die von der EU verordnete Po-
litik von Finanzhilfen in Kombina-
tion mit sozialen Kürzungen ist
vielmehr gescheitert. Armut und
Massenarbeitslosigkeit haben
sich in Teilen Europas breit ge-
macht. In ihrer Verzweiflung ver-
lassen viele Menschen ihre Hei-
mat.

Gute Arbeit statt billiger
Stammtischparolen
Deutsche Firmen werben ver-

stärkt junge qualifizierte Men-
schen in Südeuropa an, um hier
ihren Bedarf an Fachkräften zu
decken. Das sind keine „Sozial-
touristen“ – denn in Fleischfabri-
ken und anderswo erwartet diese
Menschen Ausbeutung pur.

Das Bedienen billiger Stamm-
tischparolen ist darum unerträg-
lich – und es ist unverantwort-
lich. In den von der Krise am
stärksten betroffenen Ländern
grassieren schon jetzt Auslän-
derfeindlichkeit und Nationalis-
mus.

Populisten und rechte Partei-
en erhalten starken Zulauf. Das
droht nun auch in Deutschland.

VON THORSTEN GRÖGER

In Europa geht es aber nicht um
einen Wettkampf zwischen den
Nationen, sondern darum, den
vorhandenen Reichtum gerech-
ter zu verteilen.

Um eine soziale Politik in Eu-
ropa durchzusetzen, sind im Eu-
ropäischen Parlament andere
Mehrheiten notwendig. Dort
gibt es bislang eine konservative
Mehrheit, die die marktradikale

Politik der EU-Kommission un-
ter ihrem Präsidenten José Ma-
nuel Barroso stützt.

Nicht nur bei grundsätzlichen
wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Weichenstellungen wird
die EU immer wichtiger. Rund
80 Prozent aller Entscheidun-
gen, die den Alltag jedes Einzel-
nen von uns betreffen, werden
mittlerweile auf der EU-Ebene

entschieden oder beeinflusst.
Und die Bedeutung des Euro-

paparlaments steigt weiter: Die
Abgeordneten werden zukünftig
den Präsidenten der Europäi-
schen Kommission direkt wäh-
len. Das EU-Parlament gewinnt
also an Gewicht.

Immerhin hat die SPD in der
Großen Koalition einige Schritte
in die richtige Richtung erreicht.

Der flächendeckende Mindest-
lohn von 8,50 Euro kommt zwar
erst 2017, aber es ist ein Anfang.

Trotzdem wird diese Lohnun-
tergrenze – wenn sie denn ohne
Ausnahmen kommt – keine
Wunder vollbringen: Damit ver-
dient man immer noch im statis-
tischen Niedriglohnbereich, be-
kommt später eine Hartz-IV-Ren-
te und muss den kargen Lohn

beim Jobcenter aufstocken,
wenn eine große Familie zu er-
nähren ist. Wenn Arbeitgeber
und CDU-Vertreter gegen diesen
Mindestlohn wettern, ist das
mehr als verlogen.

Politik in Berlin
muss sozialer werden
Gleiches gilt für die Rente mit

63. Die meisten Beschäftigten
werden davon nicht profitieren,
weil sie die erforderlichen 45
Versicherungsjahre gar nicht er-
reichen. Für die meisten bleibt es
also bei der Rente mit 67 – und
damit unterm Strich bei einer
Senkung des Rentenniveaus. Al-
tersarmut bleibt so für Viele vor-
programmiert.

Die Finanzierung von Zukunfts-
projekten – zum Beispiel im Bil-
dungsbereich – bleibt vage. Die
SPD konnte gewerkschaftliche
Forderungen nach Steuererhö-
hungen für Reiche offensichtlich
nicht durchsetzen. Also könnte es
bald heißen: „Für versprochene
Leistungen haben wir mit Mehr-
einnahmen gerechnet. Die sind
aber ausgeblieben.“

Der 1. Mai ist für die Beschäf-
tigten eine gute Möglichkeit, sich
für ihre Forderungen nach guter
Arbeit und sozialer Sicherheit
Gehör zu verschaffen. Wir laden
deshalb alle ein: Seien Sie dabei
am 1. Mai.
4 Der Autor ist 1. Bevoll-

mächtigter der IG Metall
Nienburg-Stadthagen.

Auch wenn der Mindestlohn kommt: Wer ihn erhält, liegt vom Verdienst her immer noch im statistischen Niedriglohnbereich. pr.
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